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Wie jedes Jahr wird hier angesichts der Fülle menschenrechtsrelevanter Entwicklungen auf
ausgewählte Bereiche eingegangen. Nach einem kurzen 10 Jahresrückblick wird der Fokus
auf die viel diskutierten Entwicklungen im Rechtsstaatsbereich gelegt,  der unmittelbare
Relevanz für den Schutz der Grundrechte in der Europäischen Union hat. Des Weiteren
wird ein Blick auf die Lage von Personen mit Behinderungen sowie von Frauen geworfen
– zwei Bereiche, in denen die Europäische Union (bald) völkerrechtlich gebunden sein
wird. Auch auf die neue „Säule sozialer Rechte“ ist kurz einzugehen. Diese Schwerpunkt-
setzung soll jedoch nicht vergessen lassen, dass Fragen der Migrations- und Asylpolitik1

auch dieses Jahr wieder grundrechtliche Fragestellungen aufgeworfen haben.2 
Rezente Legislativmaßnahmen achteten in diesem Zusammenhang insbesondere auf die

Förderung und den Schutz der Rechte des Kindes (Artikel 24 der Charta).3 Die zehnte
Ausgabe des Europäischen Forums für die Rechte des Kindes, welche im November 2016
stattfand,  war  auch  diesem Thema gewidmet.  Schließlich  setzte  die  Hochrangige  EU-
Gruppe zur Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und anderen Formen der
Intoleranz  ihre  Arbeit  fort.  Eine  Untergruppe  beschäftigte  sich  insbesondere  mit  der
Bekämpfung von Hassreden im Internet. In diesem Zusammenhang berichtete die Europä-
ische Kommission im Dezember 2016 erstmals über die Umsetzung des Verhaltenskode-
xes  zur  Bekämpfung  illegaler  Hetze,  welche  mit  Facebook,  Twitter,  YouTube  und
Microsoft vereinbart wurden. Im Oktober 2016 traf sich unter dem Vorsitz der Agentur der
Europäischen Union für Grundrechte (FRA) erstmals eine zweite Untergruppe, die sich
mit der Verbesserung der Methoden zur Erfassung und Sammlung von Daten zur Hass-
kriminalität beschäftigt. Jenseits derartiger politischer Entwicklungen gab es auch Fort-
schritte  im  legislativen  Bereich,  wie  etwa  die  Richtlinie  über  Prozesskostenhilfe  für
verdächtige und beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in
Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls zeigt.4 Ein anderes Beispiel

* Alles hier Gesagte spiegelt die persönliche Meinung des Autors wider und kann in keiner Weise der EU-
Grundrechteagentur zugerechnet werden. 

1 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
2 Siehe dazu beispielsweise die Gutachten der FRA: The impact on fundamental rights of the proposed

Regulation on the European Travel Information and Authorisation System (ETIAS), Nr. 2/2017; The im-
pact of the proposal for a revised Eurodac Regulation on fundamental rights, Nr. 6/2016; FRA Opinion on
fundamental rights in the 'hotspots' set up in Greece and Italy, Nr. 5/2016; FRA Opinion on the impact on
children of the proposal for a revised Dublin Regulation, Nr. 4/2016.

3 Siehe European Commission: Child-specific provisions in the Common European Asylum Package, ab -
rufbar  unter:  http://ec.europa.eu/justice/fundamental-rights/files/rights_child/ceas_provision_on_children
_table_updated.pdf (letzter Zugriff: 2.11.2017).

4 Richtlinie (EU) 2016/1919 über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Personen in Straf-
verfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls, in:
Amtsblatt der EU L 297, 4. November 2016, S. 1-8.
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ist die Verordnung betreffend den Handel mit bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung
der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe verwendet werden könnten (Anti-Folter-Verordnung).5 

Doppelgeburtstag: 10 Jahre Vertrag von Lissabon und Grundrechteagentur

2007 wurde der Vertrag von Lissabon unterzeichnet, der oft als Meilenstein für den EU-
Grundrechteschutz bezeichnet wird; dies insbesondere, weil der Vertrag die Grundrecht-
echarta mit dem Rang von EU-Vertragsrecht ausstattet und die Europäische Union zum
Beitritt  zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) verpflichtet.  2007 wurde
außerdem die EU-Grundrechteagentur aus der Taufe gehoben. Beide Schritte lassen eine
vermehrt  grundrechtsorientierte Europäische Union erwarten. Der Blick zurück auf das
letzte Jahrzehnt legt ein durchwachsenes Bild frei.6 Einerseits wurden auf EU- wie auf
nationaler Ebene tatsächlich eine Reihe zusätzlicher Institutionen und Verfahren geschaf-
fen,  um den  Grundrechtsschutz  zu stärken.  Die  Grundrechteagentur  hat  eine  noch  nie
dagewesene Daten- und Analysedichte auf EU-Ebene bereitgestellt und zunehmend auch
Aufgaben operativen Charakters übernommen, wie etwa im Rahmen der Beratung in den
Registrierungszentren für ankommende Geflüchtete („hotspots“) in Griechenland.7 Ande-
rerseits ist die alltägliche Umsetzung von Menschenrechtsverpflichtungen nach wie vor
mangelhaft, wie fortdauernde Diskriminierung, mangelndes Rechtsbewusstsein und dürf-
tiger Zugang zum Recht zeigen. Auch auf rechtlich institutioneller Ebene bleiben Lücken:
so steht der Beitritt der Union zur EMRK nach wie vor aus, und die Grundrechteagentur
wird nur vereinzelt aufgefordert,  Rechtsgutachten zu EU-Gesetzgebungsprojekten abzu-
geben.8 Generell gibt es zudem eine Tendenz, den Grundrechtsschutz als Interessenpolitik
zugunsten mancher Minderheiten darzustellen, anstatt anzuerkennen, dass Menschenrechte
allen zugutekommen und einer Rechtsverpflichtung und nicht einer politischen Gesinnung
entspringen.  Man  wird  hier  neue  Kommunikations-  und  Argumentationswege  finden
müssen, um der gesellschaftlichen Entwertung von Menschenrechten vorzubeugen.9 

Ein EU-Pakt für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte?

Wie bereits in vergangenen Jahren berichtet, ist die Europäische Union auf der Suche nach
einer Möglichkeit, wie sie die gemeinsamen Verfassungswerte aus Art. 2 des Vertrages
über die Europäische Union (EUV) vor Bedrohungen auf nationaler Ebene am Besten
schützen kann. In dieser Hinsicht hat das Europäische Parlament weitreichende Vorschläge
gemacht. Es schlug die Errichtung eines „EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit  und Grundrechte“ vor,  der  im Rahmen einer  Interinstitutionellen Vereinbarung

5 Verordnung (EU) 2016/2134 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. November 2016 zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 des Rates betreffend den Handel mit bestimmten Gütern,
die zur Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedri -
gender Behandlung oder Strafe verwendet werden könnten, in: Amtsblatt der EU L 338, 13. Dezember
2016, S. 1-33.

6 FRA: Between promise and delivery: 10 years of fundamental rights in the EU, 2017.
7 Siehe in diesem Zusammenhang auch FRA: Regular overviews of migration-related fundamental rights

concerns,  abrufbar  unter:  http://fra.europa.eu/en/theme/asylum-migration-borders/overviews (letzter Zu-
griff: 2.11.2017). 

8 Insbesondere im asylrechtlichen sowie im strafrechtlichen Bereich haben solche Anfragen für Rechtsgut-
achten allerdings letzthin stark zugenommen. 

9 Siehe in FRA: How to better communicate common values, fundamental rights and freedoms – Report of
high level expert meeting, Vienna 1 June 2017.
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erlassen werden solle.10 In der Erwägung, „dass die Rechtsstaatlichkeit das Rückgrat der
europäischen liberalen Demokratie und einer der tragenden Grundsätze der Union ist“, soll
dieser „Verfassungskern“ besser  geschützt  werden. Die Achtung der Rechtsstaatlichkeit
innerhalb der Europäischen Union sei nicht nur eine Grundvoraussetzung für den Schutz
der  Grundrechte,  sondern  auch  die  Vorbedingung  für  gegenseitige  Anerkennung  und
gegenseitiges Vertrauen im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit. Das Parlament unter-
streicht, dass Rechtsstaatlichkeit ein „Schlüsselfaktor“ für viele andere Politikbereiche sei,
dessen Aushöhlung „eine ernsthafte Bedrohung für die Stabilität der EU, der Währungs-
union und des gemeinsamen Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie für
den Wohlstand in der  EU darstellt“.  Das Parlament wirft  der  Union vor,  dass sie  „im
Hinblick  auf  die  Achtung  ihrer  Grundwerte  nicht  die  gleiche  Unnachgiebigkeit  und
Entschlossenheit an den Tag legt wie bei der Sicherstellung der korrekten Umsetzung ihrer
wirtschafts- und finanzpolitischen Vorschriften –  dies sei aber ein „Schlüssel zur Glaub-
würdigkeit der Union“.

Vor diesem Hintergrund forderte  das Parlament die Kommission auf,  bis September
2017 auf der Grundlage von Art. 295 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union  (AEUV) einen  EU-Pakt  für  Demokratie,  Rechtsstaatlichkeit  und  Grund-
rechte vorzuschlagen. Dieser Pakt sollte präventive und korrektive Elemente enthalten,
einen konstruktiven Dialog mit der Zivilgesellschaft sowie interparlamentarische Ausspra-
chen beinhalten. Bereits existierende Verfahren und Mechanismen sollten in diesen Pakt
integriert werden und somit effizienter zur Geltung kommen. So sollte die Kommission
ihre  einschlägigen  thematischen  Jahresberichte  sowie  die  Ergebnisse  der  bestehenden
Überwachungsmechanismen ab 2018 alle am selben Tag vorlegen. „Schlussfolgerungen
und Stellungnahmen der Grundrechteagentur und die Rechtsprechung des Gerichtshofs“
stellen in den Augen des Parlaments ebenso „eine gute Grundlage für die Auslegung von
Art.  2  EUV und des  Geltungsbereichs der  in  der  Charta  verankerten Rechte“  dar.  Im
Anhang zur Entschließung des Parlaments findet sich ein Entwurf des Paktes, der unter
anderem vorsieht: Einen jährlichen Bericht über Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die
Grundrechte mit  länderspezifischen Empfehlungen,  eine jährliche interparlamentarische
Aussprache, einen entsprechenden Politikzyklus in den Organen der Union, ein mehrjähri-
ger strukturierter Dialog zwischen den EU-Institutionen und den nationalen Parlamenten
sowie die Einsetzung einer interinstitutionellen Arbeitsgruppe, welche die die Abschätzung
der Folgen von Gesetzesvorhaben verbessern soll.

Während die Europäische Kommission 2016 ihr zweites Grundrechtskolloqium abhielt,
diesmal  zum Thema der  Medienvielfalt  und  Demokratie,  fiel  ihre  Reaktion  zu diesen
strukturellen Vorschlägen sehr verhalten aus. Sie äußerte grobe Zweifel an der Notwendig-
keit und der Machbarkeit des von einem Sachverständigengremium zu erstellenden Jahres-
berichtes und einer institutionellen Vereinbarung in dieser Angelegenheit.11 Lediglich der
interparlamentarische Dialog wurde positiv kommentiert. Und, wie bereits das Parlament,
begrüßte  auch  die  Kommission den  Vorschlag der  Grundrechteagentur,  die  Ergebnisse

10 Siehe auch im Folgenden Europäisches Parlament: Entschließung vom 25. Oktober 2016 mit Empfehlun-
gen an die Kommission zur Einrichtung eines EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und
die Grundrechte, 2015/2254(INL). 

11 European Commission: Follow up to the European Parliament resolution on with recommendations to the
Commission on the establishment of an EU mechanism on democracy, the rule of law and fundamental
rights, SP(2017) 16.
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aller  bereits  existierenden  und  relevanten  Monitoring-Aktivitäten  in  ein  Europäisches
Menschenrechtsinformationssystem (EFRIS) einzubringen und so einen effizienten Zugriff
auf bereits existierende Informationen zu erlauben. 

Im Rat der Europäischen Union wurde der bereits an dieser Stelle vorgestellte Rechts-
staatsdialog fortgesetzt. Nach dem zweiten Rechtsstaatsdialog lud die slowakische Präsi-
dentschaft  zu einer  Evaluierung des  Dialoges  ein.  Diese  kam zum Ergebnis,  dass  die
Dialoge systematischer und mit Experteninput vorbereitet werden sollten. Auch sollte der
Dialog nicht nur die quasi-serielle Behandlung eines Themas, sondern auch den interak-
tiven Austausch zur Situation in den Staaten erlauben.12 Der dritte Rechtsstaatsdialog im
Rat wird im Herbst 2017 unter der estnischen Präsidentschaft stattfinden. Ein vorbereiten-
des Expertenseminar fand am 12. Juli 2017 zum Thema „Medienvielfalt und Rechtsstaat-
lichkeit im digitalen Zeitalter“ statt. Der vierte Dialog wird im Oktober 2018 unter öster-
reichischer Präsidentschaft stattfinden und für Ende 2019 ist wiederum eine Evaluierung
dieses neuen Instrumentes vorgesehen. 

Die Situation in Ungarn und Polen

Noch immer befindet sich die Kommission mit Polen in einem Dialog im Rahmen des
erstmals  angewandten  Rechtsrahmens  für  Rechtsstaatlichkeit.  Die  entsprechenden
Empfehlungen der Kommission wies die polnische Regierung im Oktober 2016 als unbe-
gründet zurück. Im Dezember ergänzte die Kommission ihre Empfehlungen mit weiteren
Aufforderungen betreffend der Stellung des Verfassungsgerichtshofes sowie seines Präsi-
denten.  Vor  dem Hintergrund der  unverändert  angespannten Situation äußerte  sich das
Europäische Parlament deutlich zu Polen: Es gab im Herbst 2016 „seinem Bedauern und
seiner Besorgnis Ausdruck, dass bislang keine Kompromisslösung gefunden wurde und die
Empfehlungen der Venedig-Kommission vom 11. März 2016 nicht umgesetzt wurden“ und
dass  „sich  die  polnische  Regierung  weigert,  alle  Urteile  des  Verfassungsgerichtshofs,
einschließlich derer vom 9. März 2016 und vom 11. August 2016, zu veröffentlichen“.13

Als besonders problematisch griff das Parlament die Gesetze über öffentliche Medien, das
Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes, das Gesetz zur Änderung der Strafprozessord-
nung und über die Staatsanwaltschaft, das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den
öffentlichen Dienst sowie das Gesetz über die Bekämpfung des Terrorismus heraus.

Die polnische Regierung reagierte nicht weiter auf diese Mahnungen der Europäischen
Union. Vielmehr verstärkte es mit vier neuen Gesetzesvorhaben im Justizbereich die beste-
henden Sorgen.  In  den  Augen der  Kommission werden  das  Gesetz  über  den  obersten
Gerichtshof, das Gesetz über den nationalen Justizrat, das Gesetz über den Aufbau der
ordentlichen Gerichte und das Gesetz über die nationale Hochschule für Gerichtsbarkeit
zu einer strukturellen Aushöhlung der Unabhängigkeit der polnischen Justiz führen. Ende
Juli  2017  nahm die  Kommission  eine  weitere  Empfehlung zur  Rechtsstaatlichkeit  an.
Darin ersuchte sie die polnischen Behörden, die in der Empfehlung angesprochenen Miss-
stände binnen eines Monats zu beheben und insbesondere keine Maßnahmen zur Entlas-

12 Vgl. Summary on the evaluation of the rule of law dialogue among all Member States within the Council,
17 November 2016, Dok. 14565/16.

13 Europäisches Parlament: Entschließung vom 14. September 2016 zu den jüngsten Entwicklungen in Polen
und ihren Auswirkungen auf die  in  der Charta  der Grundrechte  der  Europäischen Union verankerten
Grundrechte, 2016/2774(RSP).
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sung von Richtern des obersten Gerichtshofes zu ergreifen oder diese zu zwingen, aus dem
Amt zu scheiden. Wenn eine derartige Maßnahme ergriffen würde, könne die Kommission
mit sofortiger Wirkung das Verfahren nach Art. 7 EUV auslösen.14 

Während gegen Polen der Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips zur Anwen-
dung gebracht wurde, ist dies für Ungarn nicht der Fall. Allerdings unterstrich das Euro-
päische Parlament im Mai 2017, dass die Entwicklungen in Ungarn „zu einer erheblichen
Verschlechterung der  Rechtsstaatlichkeit,  der  Demokratie  und der  Grundrechte  geführt
haben“.15 Es betont hierbei besonders das Recht auf freie Meinungsäußerung, die akade-
mische Freiheit, die Menschenrechte von Migranten, Asylbewerbern und Flüchtlingen, die
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Einschränkungen und Behinderungen der Arbeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen, das Recht auf Gleichbehandlung, die Rechte von
Angehörigen  von  Minderheiten,  soziale  Rechte,  die  Funktionsweise  des  Verfassungs-
systems, die Unabhängigkeit der Justiz und anderer Institutionen, Fälle von Korruption
und Interessenkonflikten. All dies würde „in der Gesamtheit gesehen möglicherweise eine
systemische  Bedrohung der  Rechtsstaatlichkeit“  darstellen.  Das  Parlament  sieht  in  der
Situation in Ungarn eine „Bewährungsprobe, bei der die EU unter Beweis stellen muss,
dass sie willens und in der Lage ist, darauf zu reagieren, dass ein Mitgliedstaat ihre Grund-
werte gefährdet und verletzt“. Es vertritt die Auffassung, dass „angesichts der aktuellen
Situation in Ungarn die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der in Arti-
kel 2 EUV genannten Werte besteht und daher das Verfahren nach Artikel 7 Absatz 1 EUV
eingeleitet werden muss“. Deshalb beauftragte das Plenum den Ausschuss für bürgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres, dieses Verfahren einzuleiten und im Einklang mit Art. 83
der Geschäftsordnung des Parlaments einen Sonderbericht im Hinblick darauf auszuar-
beiten, im Plenum über einen begründeten Vorschlag abzustimmen, mit dem der Rat aufge-
fordert wird, Maßnahmen nach Art. 7 Abs. 1 EUV zu treffen. Die Diskussion dazu wird im
Herbst 2017 beginnen.

Im April  2017 leitete  die Europäische Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren
gegen Ungarn wegen Änderungen im ungarischen Hochschulgesetz ein, welche es Univer-
sitäten mit Hauptsitz außerhalb der Europäischen Union verbieten, ungarische Abschlüsse
zu verleihen. Im Juli 2017 eröffnete die Kommission außerdem ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen das neue ungarische Gesetz über Nichtregierungsorganisationen, welches
unter anderen eine Registrierungs- und Offenlegungspflicht  für diejenigen einführt,  die
jährlich mehr als umgerechnet 24.000 Euro aus dem Ausland erhalten.

Einige politische Wortmeldungen, unter anderem auch ein deutsches Regierungsdoku-
ment, schlugen vor, die Möglichkeit zu erörtern, ob der Empfang von Mitteln aus dem EU-
Haushalt  nicht  an  die  Einhaltung  der  Grundwerte  der  Europäischen  Union  gekoppelt
werden  sollte.  Tatsächlich  unterstrich  dann  ein  entsprechendes  Reflexionspapier  der
Kommission, dass „ein klarer Zusammenhang“ zwischen „der Rechtsstaatlichkeit einer-
seits und einer effizienten Durchführung der aus dem EU-Haushalt geförderten Investitio-
nen“ andererseits bestehe.16 

14 Vgl.  European  Commission:  Commission  recommendation  of  26.7.2017  regarding the  rule  of  law in
Poland  complementary  to  Commission  Recommendations  (EU)  2016/1374  and  (EU)  2017/146,
COM(2017) 5320 final. 

15 Europäisches Parlament: Entschließung vom 17. Mai 2017 zur Lage in Ungarn, 2017/2656(RSP).
16 Europäische Kommission: Reflexionspapier über die Zukunft der EU Finanzen, KOM(2017) 358.
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Gegen eine solche Konditionalität führte hingegen etwa der Ausschuss der Regionen
Bedenken an. Er sprach „sich nachdrücklich dagegen aus, dass die lokalen und regionalen
Gebietskörperschaften  für  eine  von nationalen  Regierungen  verfolgte  Politik  herhalten
sollen,  was zu einer  Aussetzung der  EU-Finanzierung für  Städte und Regionen führen
könnte“.17 Im Zusammenhang mit  dem Rahmen zur  Stärkung des  Rechtsstaatsprinzips
bedauerte  der  Ausschuss  der  Regionen,  dass  dieser  zwar  einen  Dialog  zwischen  der
Kommission und dem betreffenden Mitgliedstaat vorsieht, 

„nicht  aber  die  möglichst  frühzeitige Einbeziehung der verschiedenen Regierungs- und  Verwaltungs-
ebenen,  einschließlich  der  lokalen  und  regionalen  Ebene  sowie  der  Zivilgesellschaft.  Dies  ist  umso
bedauerlicher, als die Organe und Einrichtungen der EU und die Mitgliedstaaten in  einem laufenden
Verfahren gegen die Regierung eines bestimmten Mitgliedstaats stets deutlich machen sollten, dass sie
das betreffende Land nicht isolieren wollen und weiterhin zum Dialog mit der Gesellschaft dieses Landes
bereit sind“.

Personen mit Behinderungen und die Behindertenrechtskonvention

Nach wie  vor  ist  die  Behindertenrechtskonvention  der  Vereinten  Nationen  (BRK) das
einzige Menschenrechtsabkommen, dem die Europäische Union beigetreten ist. Auch so
gut wie alle EU-Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien: Im Juni 2017 haben die Niederlan-
de die Konvention als 27. EU-Land ratifiziert, sodass nur noch Irland fehlt. Bereits 22 der
28  Mitgliedstaaten  haben  auch  das  Zusatzprotokoll  ratifiziert,  welches  Individual-
beschwerden ermöglicht. Wie bereits in den Jahren davor führt die BRK zu Anpassungs-
prozessen in den EU-Mitgliedstaaten.  Das betrifft  etwa den Erlass  von Strategien und
Aktionsplänen, Entwicklungen im Bereich des Erziehungswesens, der politischen Teilhabe
oder des unabhängigen Lebens innerhalb der Gesellschaft.18 Auch das Europäische Parla-
ment hat sich dem Thema der Behinderung im Berichtszeitraum eingehend angenommen.
In einer Entschließung beschäftigte es sich zum Beispiel mit Gebärdensprachen. In der
Erwägung, dass „es in der EU etwa eine Million gehörlose Gebärdensprachnutzer gibt
sowie 51 Millionen hörgeschädigte Bürger,  von denen viele ebenfalls Gebärdensprach-
nutzer sind“ und dass es sich bei nationalen und regionalen Gebärdensprachen genau wie
bei gesprochenen Sprachen um vollwertige natürliche Sprachen mit eigener Grammatik
und Syntax handelt, stellte das Parlamente eine Reihe von Forderungen auf. So unterstrich
das Parlament, dass „öffentliche und staatliche Dienste einschließlich ihrer Online-Inhalte
über echte  Kontaktpersonen wie etwa vor  Ort  befindliche  Gebärdensprachdolmetscher,
gegebenenfalls  aber  auch  über  alternative,  internetbasierte  Dienste  und  Ferndienste
zugänglich gemacht werden müssen“. Auch erkannte das Parlament an, dass „ein gleichbe-
rechtigter Zugang von gehörlosen, taubblinden und hörgeschädigten Bürgern zur Justiz nur
gewährleistet  werden  kann,  indem entsprechend qualifizierte,  professionelle  Gebärden-
sprachdolmetscher bereitgestellt werden“.19 Im September 2016 wurde im Übrigen auch
eine Petition beim Europäischen Parlament eingebracht mit der ein Bürger fordert, dass in

17 Siehe auch im Folgenden Europäischer Ausschuss der Regionen: Entschließung – Die Rechtsstaatlichkeit
in der EU aus lokaler und regionaler Perspektive, in: Amtsblatt der EU C 272, 17. August 2017, Abs. 10
und 16.

18 Siehe dazu FRA: Grundrechtebericht 2017, S. 189-192.
19 Europäisches Parlament: Entschließung vom 23. November 2016 zu Gebärdensprachen und professionel-

len Gebärdensprachdolmetschern, 2016/2952(RSP), Abs. 10 und 15; Entschließung vom 1. Juni 2017 mit
Empfehlungen an die Kommission zum Schutz schutzbedürftiger Erwachsener, 2015/2085(INL).
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Zukunft für Petitionen auch Gebärdensprachen verwendbar sein sollen – zu diesem Zweck
sollte die Verfahrensordnung des Parlaments geändert  werden.20 Der Petent bezog sich
auch auf die BRK. 

Die Stellung von Frauen und das Istanbul Übereinkommen

Die  zuständige  EU-Kommissarin  Věra  Jourová  widmete  2017  dem  Kampf  gegen
geschlechtsspezifische  Gewalt  gegen  Frauen.  10  Mio.  Euro  werden  für  entsprechende
Projekte zur Verfügung gestellt. Wie bereits an dieser Stelle letztes Jahr berichtet, hat der
Rat im Mai 2017 beschlossen, dem Übereinkommen des Europarates zur Prävention und
Bekämpfung von Gewalt  gegen  Frauen  und häuslicher  Gewalt  beizutreten.  Das  Über-
einkommen verpflichtet die Vertragsparteien, den Schutz der Opfer zu verbessern und die
strafrechtliche Verfolgung der Straftäter zu gewährleisten. Alle Formen von Gewalt sind
umfasst: psychische und physische Gewalt, sexuelle Gewalt und Vergewaltigung, Stalking,
weibliche Genitalverstümmelung, Zwangsheirat, Zwangsabtreibung und Zwangssterilisa-
tion.  Zu  den  konkreten  Verpflichtungen  der  Vertragsparteien  gehören  unter  anderem:
Ermächtigung  der  Polizei,  eine  Person,  die  häusliche  Gewalt  verübt  hat,  aus  ihrer
Wohnung zu entfernen; landesweites Bereitstellen von Schutzunterkünften in ausreichen-
der  Zahl;  Errichtung kostenloser  Notrufnummern;  Gewährleistung,  dass  für  Vergewal-
tigungsopfer und Opfer sexueller Gewalt leicht zugängliche Hilfszentren zur Verfügung
stehen, die sofortige ärztliche Beratung, Betreuung und forensische Dienste leisten.21

In  verschiedensten  Entschließungen widmete  sich  das  Parlament  der  Notwendigkeit
einer EU-Strategie zur Beendigung und zur Vermeidung des geschlechtsbedingten Renten-
gefälles22,  der  Rolle  der  Frauen  in  ländlichen  Gebieten23,  der  Gleichbehandlung  von
Männern und Frauen beim Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-
gen24, der Anwendung der Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit
Gütern und Dienstleistungen25, der Verteilung von EU-Mitteln für die Gleichstellung der
Geschlechter26 oder  der  Förderung  der  Gleichstellung  in  den  Bereichen  psychische
Gesundheit und klinische Forschung27. 

20 Petition 1056/2016 vom 13. September 2016, abrufbar unter:  https://petiport.secure.europarl.europa.eu/
petitions-content/docs/petitions/petition-1056-2016-de.pdf (letzter Zugriff: 7.11.2017).

21 Europarat: Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen
und häuslicher Gewalt, Istanbul, 1. August 2014, CETS No. 210.

22 Europäisches Parlament: Bericht über die Notwendigkeit einer EU-Strategie zur Beendigung und Vermei-
dung des geschlechtsspezifischen Rentengefälles, 14. Juni 2017, 2016/2061(INI).

23 Europäisches Parlament:  Bericht  über  Frauen und  ihre  Rollen in  ländlichen Gebieten,  4.  April  2017,
2016/2204(INI).

24 Europäisches Parlament: Bericht über die Gleichstellung von Frauen und Männern in der Europäischen
Union 2014–2015, 14. März 2017, 2016/2249(INI).

25 Europäisches Parlament: Entschließung zur Anwendung der Richtlinie 2004/113/EG des Rates zur Ver-
wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, 14. März 2017, 2016/2012(ΙΝΙ).

26 Europäisches Parlament: Stellungnahme zu den EU-Mitteln für die Gleichstellung der Geschlechter, 14.
März 2017, 2016/2144(INI).

27 Europäisches Parlament: Entschließung zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter in den Berei-
chen psychische Gesundheit und klinische Forschung, 14. Februar 2017, 2016/2096(INI).
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Die Innenpolitik der Europäischen Union

Soziale Rechte und Diskriminierung 

Nach umfassenden Konsultationen war es im April 2017 soweit:  Mit  der europäischen
Säule sozialer  Rechte stellte  die Europäische Kommission 20 zentrale Grundsätze und
Rechte zur Unterstützung gut funktionierender und fairer Arbeitsmärkte und Sozialsysteme
vor. Die Säule bringt bereits bestehenden Besitzstand in ein unverbindliches Dokument,
ohne dabei die Kompetenzen der Europäischen Union erweitern zu wollen. Die Grund-
sätze und Rechte sind in drei Kategorien unterteilt: Chancengleichheit und Arbeitsmarkt-
zugang, faire Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz und soziale Inklusion. Die Verwirk-
lichung dieser Empfehlung28 liegt nun in der gemeinsamen Verantwortung von EU-Staaten
und -Institutionen, Sozialpartnern und sonstigen Akteuren. Die Kommission hat ihrerseits
einige konkrete legislative und nicht-legislative Initiativen an die Seite der Säule sozialer
Rechte gestellt. Dazu gehört etwa der Vorschlag für eine Richtlinie zur Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende Angehörige.29 Zukünftig wird auch ein
sozialpolitisches Scoreboard die Trends und Fortschritte der EU-Länder in zwölf Berei -
chen  erfassen,  um die  Fortschritte  der  gesamten  Europäischen  Union  in  Richtung des
angestrebten sozialen „AAA-Ratings“ zu bewerten. Diese Analyse wird in das Europäische
Semester für die Koordinierung der Wirtschaftspolitik einfließen.30

Was die Diskriminierungspolitik betrifft so macht der jüngste Fortschrittsbericht zu den
Verhandlungen über  die  allgemeine  Anti-Diskriminierungsrichtlinie  klar,  dass  der  Weg
zum politischen Konsens noch nicht abgeschlossen ist. Einstimmigkeit ist erforderlich und
die Tschechische Republik, Dänemark, Malta und das Vereinigte Königreich haben einen
Parlamentsvorbehalt angemeldet.
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